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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

— Drucksache 2717 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seither 


I, ' 

Der vorliegende Entwurf des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Milch- und Fettgesetzes wurde am 
4. Mai 1961 nach der ersten Lesung dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten überwie- 
sen. 

Der Ernährungsausschuß hat in seinen Beratun- 
gen die wirtschaftliche Notwendigkeit des vorlie- 
genden Initiativgesetzentwurfs anerkannt. 

Das Gesetz ist notwendig, um den Milcherzeugern 
die Beträge zu sichern, die ihnen nach dem Willen 
des Parlaments durch den Wegfall der Umsatzsteuer 
in der Be- und Verarbeitungsstufe der Milchwirt- 
schaft durch das Sechste Gesetz zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 8. März 1956 zugute ^ 
kommen sollen. * 

Im Jahre 1956 ging man davon aus (vgl. steno- ; 
graphischer Bericht der 127. Sitzung am 3. Februar ^ 
1956), daß eine Rechtsverordnung auf Grund der 
Bestimmungen des Milch- und Fettgesetzes die Er- 
fassung und Verteilung der Umsatzsteuerersparnis- 
beträge sichern könne. Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten erließ zu die- 
sem Zweck zunächst die Verordnung M Nr. 1/56, die 
ein Jahr später von der Verordnung M Nr. 2/57 | 
über Milchauszahlungspreise abgelöst wurde. Beide 
Verordnungen stützten sich auf § 20 des Milch- und ^ 
Fettgesetzes. 

In letzter Zeit hat sich in der Milchwirtschaft eine ; 
erhebliche Beunruhigung bemerkbar gemacht, weil | 
eine Reihe von Betrieben sich weigert, die an Lan- ■ 
desausgleichskassen zur Weiterleitung an die Milch- 
erzeuger zu zahlenden Beträge abzuführen. Sie be- 
gründen ihre Weigerung im wesentlichen mit der 
Darlegung, die auf Grund des Milch- und Fettgeset- 
zes erlassene Rechtsverordnung M Nr. 2/57 habe im | 


Milch- und Fettgesetz keine ausreichende Rechts- 
grundlage. Zum Teil sind Zahlungen nur unter Vor- 
behalt erfolgt, so daß ein Teil der Länder sich nicht 
in der Lage sieht, die eingegangenen Beträge an die 
Milcherzeuger auszuzahlen. Inzwischen sind auch 
unterschiedliche verwaltungsgerichtliche Entschei- 
dungen ergangen. Die für die Milcherzeuger blockier- 
ten Beträge belaufen sich zur Zeit auf über 30 Mil- 
lionen DM und wachsen laufend an. Es ist deshalb 
dringend erforderlich, für die VO M Nr. 2/57 eine 
ausreichende Rechtsgrundlage zu schaffen, damit 
der ständige Fluß der Umsatzsteuerersparnisbeträge 
an die Milcherzeuger gesichert wird. 

11 . 

Der vorliegende Gesetzentwurf fügt deshalb in 
das Milch- und Fettgesetz einen neuen § 20 a ein, 
der rückwirkend bis zum 1. Juli 1957 den Bestim- 
mungen der VO M Nr. 2/57 eine Ermächtigungs- 
grundlage gibt. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten schlägt einige aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtliche Änderungen vor, die im 
wesentlichen der Klarstellung dienen oder redak- 
tioneller Art sind. 

Die Milch be- oder verarbeitenden Betriebe haben 
die nach dem Sechsten Gesetz zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes ersparten Beträge, und zwar 
bei Butter 3 v. H. und bei allen übrigen Milcherzeug- 
nissen 4 V. FL, zugunsten der Milcherzeuger zu 
zahlen. Hierbei ist es gleich, ob die Milcherzeuger 
ihre Erzeugnisse unmittelbar anliefern oder über 
Molkereien, Milchsammelstellen oder Betriebe des 
Handels. Die erforderlichen Durchführungsvorschrif- 
ten hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten zu erlassen (Artikel 1 Nr. 1). 
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Die vorgeschlagene Änderung in § 20 a Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe a trägt Artikel 80 des Grundgesetzes 
Rechnung. Die in Absatz 2 ferner vorgenommene 
Umstellung dient der Klarstellung der Zweckbestim- 
mung der Ersparnisbeträge, die an Ausgleichskassen 
abzuführen sind (Artikel 1 Nr, 1). 

In § 20 a Abs. 3, der die Weiterübertragung der 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
behandelt, wurde als nicht übertragbar die Ermäch- 
tigung nach § 20 a Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b ausge- 
nommen (Artikel 1 Nr. 1). 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten war der Auffassung, daß die Vorschrift des 
Milch- und Fettgesetzes über die Beitreibung (§ 23 
MFG) auch auf die Ersparnisbeträge ausgedehnt 
werden soll, damit die Länder nach einer einheit- 


lichen Bestimmung vergehen können und Zweifel, 
die nach landesrechtlichen Bestimmungen bei der 
Beitreibung von Ersparnisbeträgen etwa bestehen, 
die Beitreibung nicht hemmen (Artikel 1 Nr. 2). 

Die Zusammenfassung der Artikel 2 und 4 ist 
sachlich gerechtfertigt. Beide Artikel betreffen das 
Inkrafttreten. 

Sollte der Rechtsausschuß, dem der Gesetzentwurf 
nicht zur Mitarbeit überwiesen worden ist, der sich 
aber damit befassen will, noch Anderungswünsche 
haben, müßten diese in der zweiten Beratung des 
Gesetzentwurfs vorgebracht werden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Gesetz in der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 8. Juni 1961 


Seither 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2717 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 8. Juni 1961 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Seither 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingeb rächten Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

— Drucksache 2717 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Milch- und Fettgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

ln das Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milch- 
erzeugnissen und Fetten (Milch- imd Fettgesetz) in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 811), geändert durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes vom 
4. August 1960 (BundesgesetzbL I S. 649), wird fol- 
gender § 20 a eingefügt: 


„§ 20 a 

Ersparnisbeträge 

(1) Die Inhaber von Betrieben haben die Be- 
träge, die sie dadurch erspart haben, daß sie nach 
§ 4 Nr. 20 des Umsatzsteuergesetzes, zuletzt ge- 
ändert durch das Zehnte Gesetz zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 29. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 831), von der Umsatzsteuer 
befreit sind (Ersparnisbeträge), zugunsten der 
Milcherzeuger im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zu zahlen, von denen sie Milch oder Milcherzeug- 
nisse im Sinne von § 4 Nr. 20 des Umsatzsteuer- 
gesetzes unmittelbar oder über Molkereien oder 
Milchsammelstellen bezogen haben. Das Nähere 
bestimmt der Bundesminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Milch- und Fettgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milch- 
erzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 811), geändert durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes vom 
4. August 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 649), wird wie 
folgt geändert: 

1 . Es wird folgender § 20 a eingefügt: 

„§20a 

Ersparnisbeträge 

(1) Die Inhaber von Betrieben haben die Be- 
träge, die sie dadurch erspart haben, daß sie 
in den Fällen des § 4 Ziff. 20 des Umsatzsteuer- 
gesetzes, zuletzt geändert durch das Zehnte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
vom 29. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 831), 
für die dort genannten Lieferungen von Milch- 
erzeugnissen von der Umsatzsteuer befreit sind 
(Ersparnisbeträge), zugunsten der Milcherzeuger 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu zahlen, 
von denen sie Milch oder Milcherzeugnisse im 
Sinne von § 4 Ziff. 20 des Umsatzsteuergesetzes 
unmittelbar oder über Molkereien, Milchsammel- 
stellen oder Betriebe des Hcindels bezogen 
haben. Als Erspamisbeträge gelten bei Butter 
drei vom Hundert, bei allen übrigen Erzeug- 
nissen vier vom Hundert des nach den Vor- 
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Entwurf Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Schriften des Umsatzsteuerrechts sich ergeben- 
den Entgelts. Der Bundesminister erläßt die er- 
forderlichen Durchführungsvorschriften im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 


(2) Der Bundesminister kann in der Rechtsver- 
ordnung insbesondere bestimmen, 

1. daß und wie unbeschadet der Regelung in 
Nummer 2 die Ersparnisbeträge bis zur 
Höhe von 1,2 Deutsche Pfennig je Kilo- 
gramm der Milch, die zur Herstellung der 
in § 4 Ziff. 20 des Umsatzsteuergesetzes 
bezeichneten Milcherzeugnisse verwendet 
worden ist, an die Milcherzeuger zu zah- 
len sind; 

2. daß und wie 

a) die durch Vorschriften nach Nummer 1 
nicht erfaßten Ersparnisbeträge an die 
nach Landesrecht zuständige oberste 
Behörde oder die von dieser be- 
stimmte Stelle zu zahlen und zu dem 
Zweck zu verwenden sind, innerhalb 
der Länder die Auszahlungspreise für 
die Milcherzeuger einander anzu- 
nähern, 

b) die beim Umsatz von Schmelzkäse und 
Käsezubereitungen anfallenden Er- 
sparnisbeträge, soweit Milcherzeug- 
nisse im Sinne des § 4 Ziff. 20 des 
Umsatzsteuergesetzes zur Herstellung 
von Schmelzkäse und Käsezubereitun- 
gen eingeführt oder von Molkereien be- 
zogen worden sind, an die nach Buch- 
stabe a zuständige Stelle zu zahlen, 
von dieser an den Bundesminister ab- 
zuführen und vom Bundesminister auf 
die Länder aufzuteilen sind. Auch 
diese Ersparnisbeträge sind von den 
zuständigen Stellen zu dem Zweck zu 
verwenden, innerhalb der Länder die 
Auszahlungspreise für die Milcherzeu- 
ger einander anzunähern; 


3. daß und wie die Beträge nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 Nr. 1 und 2 zu berechnen, 
zu zahlen, zu melden und in den Milch- 
geldabrechnungen auszu weisen sind. 

(3) Der Bundesminister kann die Ermächtigung 
nach den Absätzen 1 und 2 im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates auf 
die Landesregierungen übertragen; die Landes- 
regierungen können diese Befugnisse auf oberste 
Landesbehörden weiterübertragen. " 


(2) Der Bundesminister kann in der Rechts- 
verordnung insbesondere bestimmen, 

1. unverändert 


2. daß und wie 

a) die durch Vorschriften nach Num- 
mer 1 nicht erfaßten Ersparnis- 
beträge an die oberste Landes- 
behörde oder die von der Landes- 
regierung bestimmte Stelle zu 
zahlen sind, 


b) die beim Umsatz von Schmelzkäse 
und Käsezubereitungen anfallenden 
Ersparnisbeträge, soweit Milch- 
erzeugnisse im Sinne des § 4 
Ziff. 20 des Umsatzsteuergesetzes 
zur Herstellung von Schmelzkäse 
und Käsezubereitungen eingeführt 
oder von Molkereien oder über Be- 
triebe des Handels bezogen worden 
sind, an die nach Buchstabe a zu- 
ständige Stelle zu zahlen, von dieser 
an den Bundesminister abzuführen 
und vom Bundesminister auf die 
Länder aufzuteilen isind. 

Die Ersparnisbeträge sind von den zu- 
ständigen Stellen zu dem Zweck zu 
verwenden, innerhalb der Länder die 
Auszahlungspreise für die Milcherzeu- 
ger einander anzunähern; 

3. unverändert 


(3) Der Bundesminister kann die Ermächti- 
gung nach den Absätzen 1 und 2 mit Ausnahme 
der Ermächtigung nach Absatz 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates auf die Landes- 
regierungen übertragen; die Landesregierungen 
können diese Befugnisse auf oberste Landesbe- 
hörden weiterübertragen." 
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Entwurf 


Artikel 2 

( 1 ) Die Verordnung M Nr. 2/57 über Milchaus- 
zahlungspreise vom 24. Juli 1957 (Bundesanzeiger 
Nr. 142 vom 27. Juli 1957) gilt, mit Ausnahme von 
§ 8, als mit Wirkung vom 1. Juli 1957 auf Grund 
des § 20 a des Milch- und Fettgesetzes in der Fas- 
sung dieses Gesetzes erlassen. 

( 2 ) Die in der Verordnung M Nr. 2/57 den nach 
Landesrecht zuständigen Landesbehörden erteilten 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
gelten mit Wirkung vom 1. Juli 1957 als den Lan- 
desregierungen erteilt; die Landesregierungen kön- 
nen diese Befugnisse auf oberste Landesbehörden 
übertragen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1957 in Kraft. 

siehe Artikel 2 


( 2 ) § 8 der Verordnung M Nr. 2/57 gilt vom Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes als auf 
Grund des § 20 a des Milch- und Fettgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes erlassen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

2 . In § 23 werden hinter den Worten „Die Aus- 
gleichsabgaben (§12 Abs. 2 und 3),“ die Worte 
„die Ersparnisbeträge (§ 20 a Abs. 2 Nr. 2 )/' ein- 
gefügt. 

Artikel 2 

entfällt hier 

siehe Artikel 4 Abs. 2 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

(1) unverändert 

(2) Die Verordnung M Nr. 2/57 über Milchaus- 
zahlungspreise vom 24. Juli 1957 (Bundesanzeiger 
Nr. 142 vom 27. Juli 1957) gilt, mit Ausnahme von 
§ 8, als mit Wirkung vom 1. Juli 1957 auf Grund 
des § 20 a des Milch- und Fettgesetzes in der Fas- 
sung dieses Gesetzes erlassen. Die in der Verord- 
nung M Nr. 2/57 den nach Landesrecht zuständigen 
Landesbehörden erteilten Ermächtigungen zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen gelten mit Wirkung 
vom 1. Juli 1957 als den Landesregierungen erteilt; 
die Landesregierungen können diese Befugnisse auf 
oberste Landesbehörden übertragen; § 8 der Verord- 
nung M Nr. 2/57 gilt vom Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes als auf Grund des § 20 a des 
Milch- und Fettgesetzes in der Fassung dieses Ge- 
setzes erlassen. 
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